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geben, welche Bedeutung ihre Teilnahme am Gerichtsverfahren für dessen 
Auswertung in ihrer Arbeit hat.

(2) Zur Erhöhung der gesellschaftlichen Wirksamkeit des Verfahrens 
kann das Gericht auch Bürger aus dem Arbeits- oder Wohnbereich des 
Angeklagten zur Anwesenheit in der Hauptverhandlung auf fordern. Die 
Aufforderung ergeht unmittelbar an diese Personen oder an die zustän­
dige staatliche, betriebliche oder gesellschaftliche Leitung.

§210

Vernehmung durch einen beauftragten oder ersuchten Richter
(1) Wenn dem Erscheinen eines Zeugen in der Hauptverhandlung für 

eine längere oder ungewisse Zeit Krankheit oder Gebrechlichkeit oder 
andere nicht zu beseitigende oder erhebliche Hindernisse entgegenstehen, 
kann das Gericht einen seiner Richter beauftragen oder ein anderes Ge­
richt ersuchen, den Zeugen zu vernehmen.

(2) Von dem Termin sind der Staatsanwalt, der nicht inhaftierte Ange­
klagte, der Verteidiger sowie der gesellschaftliche Ankläger und der gesell­
schaftliche Verteidiger zu benachrichtigen. Ihrer Anwesenheit bei der 
Vernehmung bedarf es nicht. Das Protokoll ist dem Staatsanwalt und dem 
Angeklagten oder seinem Verteidiger auf Verlangen zur Einsicht vorzu­
legen.

F ü n f t e r  A b s c h n i t t  

Durchführung der Hauptverhandlung erster Instanz 

Allgemeine Bestimmungen über die Hauptverhandlung

§211

Öffentlichkeit und Ausschluß der Öffentlichkeit
(1) Die Hauptverhandlung wird öffentlich durchgeführt.
(2) Das Gericht kann für die Verhandlung oder für einen Teil der Ver­

handlung die Öffentlichkeit ausschließen, wenn die öffentliche Verhand­
lung die öffentliche Ordnung oder die Sittlichkeit gefährden würde oder 
Nachteile für die Erziehung eines jugendlichen Angeklagten zu befürchten 
sind.

(3) Das Gericht kann weiterhin die Öffentlichkeit ausschließen, wenn 
die öffentliche Verhandlung die Sicherheit des Staates gefährden würde 
oder wenn es die Notwendigkeit der Geheimhaltung bestimmter Tatsachen 
erfordert.

(4) Das Gericht kann die Anwesenheit einzelner Personen bei nicht­
öffentlichen Verhandlungen gestatten.
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